BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 28. Januar 2010, Il B 37/09

Riickforderung von Kindergeld: Treu und Glauben
BFH IIl. Senat
AO & 37 Abs 2, BGB § 242

vorgehend Finanzgericht Baden-Wirttemberg , 24. Februar 2009, Az: 12 K 1895/07
Leitsatze

NV: Die Weiterzahlung des Kindergeldes reicht selbst bei Mitteilung der Umstande, die zum Wegfall des
Kindergeldanspruchs fuhren, zur Schaffung eines Vertrauenstatbestandes allein nicht aus. Hinzu kommen mussen
besondere Umstande, die die Geltendmachung des Riickforderungsanspruchs als illoyale Rechtsausiibung erscheinen
lassen. Bei einem Massenverfahren wie im Kindergeldrecht ist dabei ein besonders eindeutiges Verhalten der
Familienkasse zu fordern, dem zu entnehmen ist, dass sie auch nach Priifung des Falles unter Berlicksichtigung
veranderter Umstande von einem Fortbestehen des Kindergeldanspruchs ausgeht und ein anderer Eindruck bei dem
Kindergeldempfanger entstehen kann.

Grunde

1 Die Beschwerde ist unbegriundet und durch Beschluss zurtickzuweisen (§ 116 Abs. 5 Satz 1 der
Finanzgerichtsordnung --FGO--).

2 Die Rechtssache hat keine grundsatzliche Bedeutung (8 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO). Dieser Zulassungsgrund ist nur
gegeben, wenn die fiir bedeutsam gehaltene Rechtsfrage im Allgemeininteresse klarungsbediirftig und im Streitfall
klarbar ist. An der Klarungsbedurftigkeit fehlt es, wenn die Rechtsfrage anhand der gesetzlichen Grundlagen und
der bereits vorliegenden Rechtsprechung beantwortet werden kann und keine neuen Gesichtspunkte erkennbar
sind, die eine erneute Prufung und Entscheidung der Rechtsfrage durch den Bundesfinanzhof (BFH) geboten
erscheinen lassen. Ferner darf sich die Bedeutung der Rechtssache nicht in der Entscheidung des konkreten
Einzelfalls erschopfen, sondern muss eine Vielzahl gleichartiger Falle betreffen und einer Verallgemeinerung
zuganglich sein (z.B. BFH-Beschluss vom 28. September 2009 XI B 103/08, BFH/NV 2010, 73, m.w.N.).

3 Inder Rechtsprechung des BFH ist bereits geklart, dass die Weiterzahlung des Kindergeldes selbst bei Mitteilung
der Umstdnde, die zum Wegfall des Kindergeldanspruchs fihren, zur Schaffung eines Vertrauenstatbestandes allein
nicht ausreicht. Hinzu kommen miissen vielmehr besondere Umstande, die die Geltendmachung des
Ruckforderungsanspruchs als illoyale Rechtsausibung erscheinen lassen. Bei einem Massenverfahren wie im
Kindergeldrecht ist dabei ein besonders eindeutiges Verhalten der Familienkasse zu fordern, dem zu entnehmen ist,
dass sie auch nach Prifung des Falls unter Beriicksichtigung veranderter Umstande von einem Fortbestehen des
Kindergeldanspruchs ausgeht und ein anderer Eindruck bei dem Kindergeldempfanger nicht entstehen kann. Dem
Verhalten der Familienkasse muss also die konkludente Zusage zu entnehmen sein, dass der Kindergeldempfanger
mit einer Ruckforderung des Kindergeldes nicht zu rechnen brauche (z.B. BFH-Urteile vom 14. Oktober 2003 VIII R
56/01, BFHE 203, 472, BStBL Il 2004, 123, und vom 15. Juni 2004 VIII R 93/03, BFH/NV 2005, 153; Senatsbeschluss
vom 26. November 2007 11l B 121/06, BFH/NV 2008, 553).

4 Danach kommt eine Zulassung der Revision nicht in Betracht. Ob dem Verhalten der Familienkasse die konkludente
Zusage zu entnehmen ist, dass der Kindergeldempfanger mit einer Riickforderung des Kindergeldes nicht zu
rechnen brauche, und ob ein solches Verhalten dabei auch durch unterlassene Ermittlungen der Familienkasse
veranlasst sein kann, lasst sich nur anhand der Umstande des konkreten Einzelfalls beurteilen und ist einer
Verallgemeinerung nicht zuganglich.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 1von 1


https://www.bundesfinanzhof.de/de/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201050154/

	Beschluss vom 28. Januar 2010, III B 37/09
	Leitsätze
	Gründe


